
 
 
 
 

Satzung des Archivs der Landeshauptstadt Hannover 
(Stadtarchiv) 

 
Gem. Abl. 2012, S. 526 

 
 
 
Aufgrund des § 10 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) vom 
17.10.2010 (Nds. GVBl. 2010, 576) zuletzt geändert durch Gesetz vom 17.11.2011 (Nds. 
GVBl. 2011, 422) und § 7 des Gesetzes über die Sicherung und Nutzung von Archivgut in 
Niedersachsen (Niedersächsisches Archivgesetz) vom 25.05.1993 (Nds. GVBl. 1993, 129) 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 05.11.2004 (Nds. GVBl. 2004, 402) hat der Rat der Lan-
deshauptstadt Hannover in seiner Sitzung vom 15.11.2012 folgende Satzung beschlossen:  
 
 
 
 
 

§ 1 
Rechtsstellung und Zuständigkeit 

 
(1) Das Stadtarchiv ist eine öffentliche Einrichtung der Landeshauptstadt Hannover. 
 
(2) Diese Satzung regelt die Sicherung und Nutzung des kommunalen Archivguts der Lan-

deshauptstadt Hannover. 
 
 
 

§ 2 
Begriffsbestimmungen 

 
(1) Kommunales Archivgut sind alle archivwürdigen Unterlagen, die bei den 

anbietungspflichtigen Stellen entstanden sind und zur dauernden Aufbewahrung dem 
Stadtarchiv überlassen werden. Kommunales Archivgut sind auch archivwürdige Un-
terlagen, die das Stadtarchiv zur Ergänzung seines Archivgutes übernimmt, und Find-
hilfsmittel zur Erschließung des Archivgutes. 

 
(2) Als anbietungspflichtige Stellen werden die Verwaltungseinrichtungen der 

Landeshauptstadt Hannover, deren kommunale Eigenbetriebe, Zweckverbünde und 
Beteiligungsgesellschaften, an denen die Landeshauptstadt Hannover beteiligt ist, so-
wie juristische Personen des öffentlichen Rechts, die deren Aufsicht unterstehen, ein-
schließlich der jeweiligen Rechts- und Funktionsvorgänger bezeichnet. 

 
(3) Unterlagen sind insbesondere Akten, Amtsbücher, Urkunden, Handschriften und an-

dere Schriftstücke, Dateien, amtliche Druckschriften, Pläne, Karten, Siegel, Petschafte, 
Bild-, Film-, Tondokumente, maschinenlesbare sowie sonstige Informationsträger ein-
schließlich der zu ihrer Auswertung, Sicherung und Nutzung erforderlichen Hilfsmittel 
und Programme. 

 
(4) Archivwürdig sind Unterlagen, die aufgrund ihrer rechtlichen, politischen, wirtschaftli-

chen, sozialen oder kulturellen Bedeutung als authentische Quelle für die Erforschung 
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und das Verständnis von Geschichte und Gegenwart, für Gesetzgebung, Rechtspre-
chung und Verwaltung oder für die Sicherung berechtigter Belange Betroffener oder 
Dritter von bleibendem Wert sind.  

 
 
 

§ 3 
Aufgaben 

 
(1) Das Stadtarchiv hat die Aufgabe, das kommunale Archivgut festzustellen und zu über-

nehmen, auf Dauer zu verwahren, zu sichern und zu erhalten, zu erschließen und all-
gemein nutzbar zu machen, für die Benutzung bereitzustellen und auszuwerten.  

 
(2) Das Stadtarchiv berät die anbietungspflichtigen Stellen bei der Verwaltung und Siche-

rung der Unterlagen. 
 
(3) Das Stadtarchiv wirkt an der Auswertung des von ihm verwahrten Archivgutes sowie an 

der Erforschung und Vermittlung der Regional- und Ortsgeschichte mit.  
 
 
 

§ 4 
Übernahme und Sicherung 

 
(1) Die anbietungspflichtigen Stellen sind verpflichtet, alle Unterlagen, die zur Erfüllung 

ihrer Aufgaben nicht mehr benötigt werden, dem Stadtarchiv unverändert anzubieten 
und, soweit sie archivwürdig sind, zu übergeben. Unterlagen sind spätestens zehn 
Jahre nach der letzten inhaltlichen Bearbeitung anzubieten, soweit nicht Rechtsvor-
schriften längere Aufbewahrungsfristen festlegen.  

 
(2) Das Stadtarchiv entscheidet über die Archivwürdigkeit der angebotenen Unterlagen 

und über deren Übernahme in das Archiv. Die Allgemeine Dienstanweisung Nr. 10/27 
der Landeshauptstadt Hannover in der jeweils gültigen Fassung gilt für die anbietungs-
pflichtigen Stellen entsprechend. 

 
(3) Die als archivwürdig bewerteten Unterlagen sind im Stadtarchiv aufzubewahren. 
 
(4) Das im Stadtarchiv verwahrte Archivgut ist unveräußerlich.  
 
(5) Die Landeshauptstadt Hannover hat die notwendigen organisatorischen, technischen 

und personellen Maßnahmen zu treffen, um die dauernde Aufbewahrung, Erhaltung 
und Benutzbarkeit des Archivgutes zu gewährleisten sowie seinen Schutz vor unbe-
fugter Benutzung, vor Beschädigung oder Vernichtung sicherzustellen. 

 
 
 

§ 5 
Benutzung 

 
(1) Jeder hat das Recht, die im Archiv der Landeshauptstadt Hannover verwahrten 

Archivalien zu benutzen, soweit er ein berechtigtes Interesse an der Benutzung glaub-
haft machen kann und  gesetzliche Bestimmungen, vertragliche Vereinbarungen mit 
Privatpersonen oder diese Satzung dem nicht entgegenstehen.  

 
(2) Die Benutzung erfolgt durch persönliche Einsichtnahme in Archivgut, Vorlage oder 

Überlassung von Reproduktionen, schriftliche Auskunftserteilung über oder aus Archiv-



 3 

gut oder in sonstiger Form. Über die Art der Benutzung entscheidet das Stadtarchiv im 
Einzelfall. Wird eine bestimmte Benutzungsart beantragt, darf hiervon nur aus wichti-
gen Gründen abgewichen werden. Wichtige Gründe sind vor allem der Erhaltungs- 
oder Erschließungszustand des Archivguts, die Wahrung schutzwürdiger Interessen 
Dritter oder ein gegenüber anderen Benutzungsarten unzumutbar erhöhter Verwal-
tungsaufwand, der die Handlungsfähigkeit des Stadtarchivs in erheblichem Maße ein-
schränken würde. 

 
(3) Die Benutzung von Archivgut erfolgt auf Antrag und nach Genehmigung durch das 

Stadtarchiv. Das Benutzungsverhältnis ist öffentlich-rechtlicher Natur. 
 
(4) Die Benutzungsgenehmigung kann mit Nebenbestimmungen erteilt werden, soweit dies 

dem Schutz des Archivguts oder der Wahrung schutzwürdiger Interessen Dritter dient. 
Sie gilt jeweils nur für den im Antrag angegebenen Forschungsgegenstand. 

 
(5) Die Benutzungsgenehmigung kann widerrufen werden, wenn der Benutzer gegen die 

Archivsatzung verstoßen hat oder Nebenbestimmungen zur Genehmigung nicht ein-
gehalten hat.  

 
 
 

§ 6 
Schutzfristen 

 
(1) Kommunales Archivgut darf erst 30 Jahre nach der letzten inhaltlichen Bearbeitung 

benutzt werden. Für die Nutzung von Archivgut, das Rechtsvorschriften des Bundes 
über Geheimhaltung im Sinne des § 2 Abs. 4 Bundesarchivgesetz (BArchG) unterliegt, 
gelten die Schutzfristen des § 5 BArchG in der jeweils gültigen Fassung. 

 
(2) Archivgut, das zur Person Betroffener geführt ist (personenbezogenes Archivgut), darf 

frühestens zehn Jahre nach dem Tod der betroffenen Person benutzt werden. Ist das 
Todesjahr nicht oder nur mit unvertretbarem Aufwand feststellbar, endet die Schutzfrist 
hundert Jahre nach der Geburt. Im Übrigen sind schutzwürdige Interessen Betroffener, 
soweit sie ohne besonderen Aufwand erkennbar sind, angemessen zu berücksichtigen.  

 
(3) Archivgut, das besonderen bundes- oder landesgesetzlichen Geheimhaltungs-, Sper-

rungs-, Löschungs- oder Vernichtungsvorschriften unterlegen hat, darf erst 50 Jahre 
nach der letzten inhaltlichen Bearbeitung des Schriftgutes benutzt werden.  

 
 
 

§ 7 
Ausnahmen und Schutzfristenverkürzung 

 
(1) Die Schutzfristen nach § 6 gelten nicht für Unterlagen, die bereits bei ihrer Entstehung 

zur Veröffentlichung bestimmt oder der Öffentlichkeit zugänglich waren. 
 
(2) Die Schutzfristen nach § 6 können auf Antrag verkürzt oder aufgehoben werden, wenn 
 

1. öffentliche Interessen oder schutzwürdige Interessen Betroffener nicht entgegenste-
hen oder 

 
2. die Nutzung zur Durchführung eines wissenschaftlichen Forschungsvorhabens oder 

zur Erfüllung der öffentlichen Aufgaben von Presse und Rundfunk erforderlich ist 
und schutzwürdige Interessen der Betroffenen durch geeignete Maßnahmen hinrei-
chend gewahrt werden.  
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(3) Die Schutzfristen nach § 6 Abs. 2 können insbesondere verkürzt werden, wenn die 

betroffene Person oder nach ihrem Tod deren Ehegatte, deren Partner einer auf Dauer 
angelegten Lebensgemeinschaft, Kinder oder Eltern in die Benutzung eingewilligt ha-
ben.  

 
(4) Die Verkürzung von Schutzfristen ist schriftlich und unter Angabe von Gründen zu 

beantragen. Sie kann lediglich für einzelne Archivalieneinheiten oder fest umgrenzte 
Gruppen beantragt werden. 

 
(5) Über die Verkürzung entscheidet die Leitung des Stadtarchivs. Die Entscheidung ist 

dem Antragsteller unter Angabe der Gründe in schriftlicher Form mitzuteilen. Die Ge-
nehmigung kann mit Nebenbestimmungen versehen werden. 

 
 
 

§ 8 
Benutzung und Gegendarstellung durch Betroffene 

 
(1) Für die Benutzung durch vom Inhalt des Archivguts Betroffene gilt § 5 dieser Satzung 

entsprechend.  
 
(2) Die Benutzung kann versagt oder eingeschränkt werden, soweit 
 

1. Grund zur Annahme besteht, dass hierdurch die öffentliche Sicherheit gefährdet 
würde oder 

 
2. die persönlichen Daten oder die Tatsache ihrer Speicherung nach einer Rechtsvor-

schrift oder wegen der berechtigten Interessen Dritter geheim zu halten sind. 
 
(3) Für das Recht auf Gegendarstellung gilt § 6 Abs. 4 des Niedersächsischen 

Archivgesetzes in der jeweils gültigen Fassung entsprechend. 
 
 
 

§ 9 
Persönliche Einsichtnahme in Archivgut 

 
(1) Die persönliche Einsichtnahme in Archivgut erfolgt grundsätzlich im Lesesaal des 

Stadtarchivs. 
 
(2) Es besteht kein Anspruch auf die Vorlage von Archivgut zu einer bestimmten Zeit oder 

in größeren Mengen gleichzeitig. 
 
(3) Im Lesesaal sind Störungen für andere Besucher auf das unumgängliche Maß zu be-

schränken. 
 
(4) Der Benutzer ist verpflichtet, den Zustand und die innere Ordnung des vorgelegten 

Archivguts nicht zu verändern, es nicht zu beschädigen oder in sonstiger Weise zu ge-
fährden. Das Personal des Stadtarchivs ist berechtigt, den Benutzern Anweisungen 
zum Schutz des Archivguts zu erteilen, denen Folge zu leisten ist.  

 
(5) Der Benutzer haftet für die von ihm verursachten Verluste oder Beschädigungen des 

überlassenen Archivguts sowie für die sonst bei der Benutzung des Archivs verur-
sachten Schäden. Dies gilt nicht, wenn er nachweist, dass ihn kein Verschulden trifft. 
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(6) Wer Archivgut vorsätzlich oder fahrlässig beschädigt oder zerstört bzw. dessen Verlust 
herbeiführt, handelt ordnungswidrig im Sinne des § 10 Abs. 5 NKomVG in der jeweils 
geltenden Fassung. 

 
(7) Die Absätze 1 bis 6 sowie § 10 Abs. 1 Satz 1 gelten entsprechend für die Handbiblio-

thek des Stadtarchivs. 
 
 
 

§ 10 
Reproduktion von Archivgut 

 
(1) Von Archivgut können im Rahmen der gegebenen Möglichkeiten des Stadtarchivs 

Reproduktionen angefertigt werden, soweit konservatorische Gründe nicht entgegen-
stehen. Zur Wahrung schutzwürdiger Interessen Dritter können Reproduktionen ano-
nymisiert werden  

 
(2) Die Veröffentlichung von Reproduktionen von Archivgut des Stadtarchivs ist genehmi-

gungspflichtig. Die Genehmigung kann mit Nebenbestimmungen ergehen. 
 
 
 

§ 11 
Gebühren und Auslagen 

 
Die Gebühren und Auslagen für die Inanspruchnahme des Stadtarchivs richten sich nach der 
Gebührensatzung für das Stadtarchiv in der jeweils geltenden Fassung. 
 
 
 

§ 12 
Inkrafttreten 

 
Diese Satzung tritt 14 Tage nach der öffentlichen Bekanntmachung in Kraft. Die Benut-
zungsordnung vom 01.01.2002 tritt gleichzeitig außer Kraft. 
 


